
V 

(Bekanntmachungen) 

GERICHTSVERFAHREN 

GERICHTSHOF 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 24. 
Januar 2013 — Europäische Kommission/Königreich 

Spanien 

(Rechtssache C-529/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen — Rückforde­
rungspflicht — Nichtdurchführung — Einrede der Unzuläs­
sigkeit — Erstreckung der Rechtskraft eines früheren Urteils 

des Gerichtshofs) 

(2013/C 71/02) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: L. 
Flynn und C. Urraca Caviedes) 

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte: N. Díaz 
Abad) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 
288 AEUV und die Art. 2 und 3 der Entscheidung 
1999/509/EG der Kommission vom 14. Oktober 1998 über 
Beihilfen Spaniens für die Unternehmen der Magefesa-Gruppe 
und ihre Nachfolger (ABl. 1999, L 198, S. 15) — Der Industrias 
Domésticas SA (INDOSA) gewährte Beihilfen 

Tenor 

1. Das Königreich Spanien hat dadurch, dass es innerhalb der 
gesetzten Frist nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, 
um der Entscheidung 1999/509/EG der Kommission vom 
14. Oktober 1998 über Beihilfen Spaniens für die Unternehmen 
der Magefesa-Gruppe und ihre Nachfolger hinsichtlich des Unter­
nehmens Industrias Domésticas SA nachzukommen, gegen seine 
Verpflichtungen aus Art. 288 Abs. 4 AEUV und aus den Art. 2 
und 3 der genannten Entscheidung verstoßen. 

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 51 vom 27.2.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 24. 
Januar 2013 — Frucona Košice a.s./Europäische 

Kommission, St. Nicolaus — trade a.s. 

(Rechtssache C-73/11 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Staatliche Beihilfen — Erlass von 65 % einer 
Steuerschuld im Rahmen eines Insolvenzverfahrens — Ent­
scheidung, mit der die Beihilfe für mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar erklärt und ihre Rückforderung angeord­
net wird — Kriterium des privaten Gläubigers — Grenzen der 
gerichtlichen Überprüfung — Ersetzung der Begründung in 
der streitigen Entscheidung durch die eigene Begründung 
des Gerichts — Offensichtlicher Beurteilungsfehler — 

Verfälschung von Beweisen) 

(2013/C 71/03) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Frucona Košice a.s. (Prozessbevollmächtigte: 
P. Lasok, QC, J. Holmes und B. Hartnett, Barristers, Rechts­
anwalt O. Geiss) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: K. Walkerová, L. Armati und B. Martenczuk), 
St. Nicolaus — trade a.s. (Prozessbevollmächtigter: N. Smaho, 
avocat) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Zweite Kammer) 
vom 7. Dezember 2010, Frucona Košice/Kommission 
(T-11/07), mit dem das Gericht eine Klage auf Nichtigerklärung 
der Entscheidung C(2006) 2087 final der Kommission vom 
7. Juni 2006 über die Beihilfe, die Frucona Košice von der 
Slowakei in Form der Abschreibung einer Steuerschuld 
durch die zuständige Steuerbehörde im Rahmen eines kollekti­
ven Insolvenzverfahrens gewährt wurde (staatliche Beihilfe 
Nr. C 25/2005, ehemals NN 21/2005), abgewiesen hat, soweit 
die Entscheidung die Maßnahme für mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar erklärt und darin angeordnet wird, dass die 
Slowakei die gesamte Beihilfe zurückzufordern hat 

Tenor 

1. Das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 7. Dezember 
2010, Frucona Košice/Kommission (Rechtssache T-11/07), wird 
aufgehoben.
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2. Die Rechtssache wird an das Gericht der Europäischen Union zur 
Entscheidung über die bei ihm erhobenen und von ihm nicht 
geprüften Klagegründe zurückverwiesen. 

3. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 130 vom 30.4.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 24. 
Januar 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio 
tis Epikrateias — Griechenland) — Stanleybet International 
LTD (C-186/11), William Hill Organization Ltd 
(C-186/11), William Hill plc (C-186/11), Sportingbet plc 
(C-209/11)/Ypourgos Oikonomias kai Oikonomikon, 

Ypourgos Politismou 

(Verbundene Rechtssachen C-186/11 und C-209/11) ( 1 ) 

(Art. 43 EG und 49 EG — Nationale Regelung, die einem 
einzigen Unternehmen, das die Rechtsform einer börsennotier­
ten Aktiengesellschaft aufweist, das ausschließliche Recht zur 
Durchführung, zur Verwaltung, zur Veranstaltung und zum 
Betrieb von Glücksspielen gewährt — Werbung für Glücks­
spiele und Ausdehnung auf andere Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union — Staatliche Kontrolle) 

(2013/C 71/04) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Stanleybet International LTD (C-186/11), William 
Hill Organization Ltd (C-186/11), William Hill plc (C-186/11), 
Sportingbet plc (C-209/11) 

Beklagte: Ypourgos Oikonomias kai Oikonomikon, Ypourgos 
Politismou 

Beteiligte: Organismos prognostikon agonon podosfairou AE 
(OPAP) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Symvoulio tis Epikrateias At­
hina — Auslegung der Art. 49 AEUV und 56 AEUV (Art. 43 
EG und 49 EG) — Nationale Regelung, die zu dem Zweck, das 
Angebot von Glücksspielen zu begrenzen, die Verleihung eines 
ausschließlichen Rechts für die Durchführung, die Verwaltung, 
die Organisation und das Funktionieren der Glücksspiele einem 
einzigen Unternehmen überträgt, das in der Form einer börsen­
notierten Aktiengesellschaft errichtet worden ist — Werbung für 
Glücksspiele durch dieses Unternehmen und Ausdehnung auf 
andere Mitgliedstaaten der Union 

Tenor 

1. Die Art. 43 EG und 49 EG sind dahin auszulegen, dass sie einer 
nationalen Regelung wie der in den Ausgangsverfahren fraglichen, 
die das ausschließliche Recht für die Durchführung, die Verwal­
tung, die Veranstaltung und den Betrieb von Glücksspielen einem 
einzigen Unternehmen überträgt, entgegenstehen, wenn zum einen 
diese Regelung dem Anliegen, die Gelegenheiten zum Spiel kohä­
rent und wirksam zu verringern und die damit zusammenhängen­
den Tätigkeiten zu beschränken, nicht wirklich gerecht wird, und 
zum anderen eine strenge behördliche Kontrolle der Ausdehnung 
des Glücksspielsektors — nur soweit dies für die Bekämpfung von 
Straftaten im Zusammenhang mit Glücksspielen erforderlich ist — 
nicht gewährleistet ist; dies zu prüfen ist Sache des vorlegenden 
Gerichts. 

2. Falls die innerstaatliche Regelung für die Veranstaltung von 
Glücksspielen mit den Vertragsbestimmungen über den freien 
Dienstleistungsverkehr und die Niederlassungsfreiheit nicht verein­
bar ist, können die nationalen Behörden nicht während einer 
Übergangszeit davon absehen, Anträge wie die in den Ausgangs­
verfahren fraglichen, die die Erteilung von Genehmigungen im 
Glücksspielsektor betreffen, zu prüfen. 

3. Die zuständigen nationalen Behörden können unter Umständen 
wie denen der Ausgangsverfahren die ihnen unterbreiteten Anträge 
auf Erteilung einer Genehmigung für die Veranstaltung von 
Glücksspielen im Hinblick auf das von ihnen angestrebte Niveau 
des Schutzes der Verbraucher und der Sozialordnung beurteilen, 
müssen dabei aber objektive und nichtdiskriminierende Kriterien 
zugrunde legen. 

( 1 ) ABl. C 186 vom 25.6.2011; ABl. C 194 vom 2.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 22. 
Januar 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundeskommunikationssenats — Österreich) — Sky 

Österreich GmbH/Österreichischer Rundfunk 

(Rechtssache C-283/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 2010/13/EU — Bereitstellung audiovisueller Me­
diendienste — Art. 15 Abs. 6 — Gültigkeit — Ereignisse, die 
von großem öffentlichen Interesse und Gegenstand exklusiver 
Fernsehübertragungsrechte sind — Recht der Fernsehver­
anstalter auf Zugang zu solchen Ereignissen zum Zweck der 
Kurzberichterstattung — Beschränkung einer etwaigen 
Kostenerstattung auf die mit der Gewährung dieses 
Zugangs verbundenen zusätzlichen Kosten — Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union — Art. 16 und 17 — 

Verhältnismäßigkeit) 

(2013/C 71/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundeskommunikationssenat
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